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Bericht 
der Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

für den Wissenschaftsausschuss 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 

zu den für die Hochschulen relevanten Aspekten des Gesetzent­
wurfs zur Anpassung des allgemeinen Datenschutzrechts an die 
Verordnung (EU) 2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 

2016/680 (Nordrhein-Westfälisches Datenschutz-Anpassungs- und 
Umsetzungsgesetz EU - NRWDSAnpUG-EU) 

Zum Fragenkatalog der Landtagsfraktion BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN zu 
den für die Hochschulen relevanten Aspekten des Gesetzentwurfs zur 
Anpassung des allgemeinen Datenschutzrechts an die Verordnung 
(EU) 2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 (Nord­
rhein-Westfälisches Datenschutz-Anpassungs- und Umsetzungsgesetz 
EU - NRWDSAnpUG-EU) nimmt die Landesregierung unter Verweis 
auf die beigefügten Beiträge des für das Gesetzgebungsverfahren fe­
derführenden Ministeriums des Inneren Stellung. 





Beitrag des Ministeriums des Inneren zum Fragenkatalog: 

Fragenkatalog des Abgeordneten Matthias Bolte-Richter, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
zum NRWDSAnpUG-EU für die Sitzung des Wissenschaftsausschusses am 
14.03.2018 

Frage 1: Welche von den Hochschulen vorgebrachten Anliegen wurden umgesetzt? 
(vgl. Schreiben der Landesrektorenkonferenz der Universitäten sowie der 
Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten vom 13. Februar 2018) 

Frage 2: Welche Anliegen wurden nicht umgesetzt und mit welcher Begründung 
geschah dies? 

Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet mit Verweis auf die anliegende 
Übersicht, die sich mit den Anliegen der Hochschulen befasst, die diese mit dem 
Schreiben der Landesrektorenkonferenz der Universitäten sowie der Kanzlerinnen und 
Kanzler der Universitäten vom 13. Februar 2018 zum Ausdruck gebracht haben. Ebenfalls 
berücksichtigt die Übersicht die Stellungnahme der Kanzlerinnen und Kanzler der Kunst­
und Musikhochschulen in NRW vom 23. Februar 2018. 

Dieser Übersicht ist zu entnehmen, welche Anliegen der Hochschulen übernommen 
wurden und welche nicht. Wurde eine Anregung im Gesetzgebungsverfahren - bislang -
nicht umgesetzt, so ist der Übersicht zudem eine entsprechende Begründung zu 
entnehmen. 

Frage 3: Gab es seit dem 13. Februar einen weiteren Austausch zwischen der 
Landesregierung und den Hochschulen zum Gesetzentwurf und zu welchen 
Ergebnissen hat dieser geführt? 

Ja, mit o.g. Schreiben vom 23. Februar haben die Kanzlerinnen und Kanzler der Kunst­
und Musikhochschulen in NRW dem Landtag NRW und dem Ministerium für Kultur und 
Wissenschaft ihre Stellungnahme übermittelt. 

Frage 4: Wie bewertet die landesregierung den nicht nur von der 
Landesrektorenkonferenz und den Kanzlerinnen und Kanzlern der Universitäten als 
zu kurz und überdies terminIich ungünstig kritisierten Zeitraum zur Abgabe einer 
Stellungnahme von unter einem Monat über die Weihnachtsfeiertage und Neujahr 
hinweg, der eine tiefergehende Befassung mit einem derart umfangreichen 
Gesetzentwurf wie dem vorliegenden schlicht nicht möglich machte? 

Der Zeitraum wird als angemessen bewertet. 



Das Gesetzgebungsverfahren, in dem die fragliche Verbändeanhörung stattfand, zeichnet 

sich durch besondere Komplexität und erhöhten Abstimmungsbedarf aus. Mit dem Entwurf 
soll nämlich zugleich die Anpassung des Landesrechts an die Verordnung (EU) 2016/679 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 

Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und 
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. EU L 119 
vom 4. Mai 2016) (DSGVO) und die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personen bezogener Daten durch die zuständigen 
Behörden zum Zweck der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von 

Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates (ABI. EU L 119 vom 4, Mai 2016) (08-
RL) in Landesrecht erfolgen. Dabei handelt sich um eine vielschichtige Rechtsmaterie, die 

ressort - und landesübergreifende Bedeutung hat. Daher bestand ein stark erhöhter 
Abstimmungsbedarf innerhalb sämtlicher Ressorts und sogar zwischen den Ländern und 
dem Bund. Daher war es nicht möglich, die Anhörung der Verbände vor dem 13. 
Dezember 2017 einzuleiten. 

Die gesetzte Frist zur Stellungnahme bis zum 12. Januar 2018, also von mehr als vier 
Wochen, erscheint zudem ausreichend. Zumal in diesen Zeitraum lediglich drei Feiertage 
fielen. 

Eine Verlängerung dieser Frist kam aufgrund europarechtlicher Vorgaben nicht in 

Betracht Die Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung) ist ab dem 25. 
Mai geltendes Recht, (auch) in Deutschland. Aufgrund des Anwendungsvorrangs des 
Unionsrechts werden die Regelungen im nationalen Datenschutzrecht für den Bereich der 
Datenschutz-Grundverordnung zukünftig nur noch die Regelungen dieser Verordnung 
ergänzen. Dieser Umstand macht es zwingend notwendig, das nordrhein-westfälische 
Datenschutzrecht bis zum 25. Mai 2018 an die europarechtliche Datenschutzreform 

anzupassen. Bei Einräumung einer längeren Frist, wäre dieser Zeitplan nicht einhaltbar 
gewesen. 

Diese besondere zeitliche Dringlichkeit, die Komplexität der Regelungsmaterie und der 
enorme Abstimmungsbedarf ließen eine anderweitige Terminierung der 
Verbändeanhörung nicht zu. 
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Beitrag des Ministeriums des Inneren: 

Übersicht Fragenkatalog Matthias Bolte MdL, BÜNDNIS gO/DIE GRÜNEN, zum NRWDSAnpG-EU 

NRWDSGAnpUG-EU 
(Fassung der Verbändeanhörung) 

Artikel 1 - DSG NRW 
Neu einzufügende Präambel 

Wissenschaftsausschuss 

Stellungnahme Verband 

Hochschulen NRW 
Die behördlichen Datenschutz­
beauftragten 1: 
Zusammenspiel von DSGVO und 
DSG NRW n.F. sollte in Präambel 
erläutert werden oder Verweise im 
DSG NRW auf die zusätzlich gel­
tenden Artikel der DSGVO ange­
bracht werden. 

Bewertung IM 
(Normangaben beziehen sich 

auf die Fassung, die im L T ein­
gebracht wurde) 

Ablehnung. Der Entwurf des 
NRWDSAnpUG-EU enthält 
bereits unter und B. eine 
Erläuterung, weshalb es 
ner weiteren Begründung des 
Verhältnisses des Unions­
rechtes zum Recht der 
gliedstaaten nicht bedarf. 
Gleiches gilt für das Verfas­
sen einer Präambel. Ein sol­
ches Stiimittel wäre dem 
Landesrecht im Übrigen auch 
fremd. 

NRWDSGAnpUG-EU 
Fassung Einbringung beim 

Landtail 

1 Deren Stellungnahme haben sich die Landesrektorenkonferenz der Universitäten in NRW (LRK NRW) und die Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten des 
Landes NRW mit Schreiben vom 13. Februar 2018 angeschlossen; ebenfalls angeschlossen haben sich die Kanzlerinnen und Kanzler der Kunst- und Musik­
hochschulen in NRW mit Schreiben vom 23. Februar 2018, 



§3 
Zulässigkeit der Verarbeitung per-

sonenbezogener Daten 
Soweit spezialgesetzliche Regelungen 
nicht vorgehen, ist die Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch öf­
fentliche Stellen zulässig, wenn sie für 
die Wahrnehmung einer im öffentlichen 
Interesse liegenden Aufgabe der ver­
arbeitenden Stelle erforderlich ist oder 
wenn sie in Ausübung öffentlicher Ge­
walt erfolgt, die dem Verantwortlichen 
übertragen wurde. 

Hochschulen NRW 
Die behördlichen Datenschutz­
beauftragten: 
Um Missverständnisse vorzubeu­
gen, sollte ein Hinweis auf die 
Grundlagen nach Art. 6 DSGVO 
eingefügt werden mit Verweis da­
rauf, dass öffentliche Stellen "ins­
besondere" Daten verarbeiten dür­
fen, wenn das zu deren Aufgaben­
erfüllung erforderlich ist. 

Ab!ehnung. Das Einfügen 
eines "insbesondere" würde 
den Anwender dazu ver!ei­
ten, an weiteren Stellen des 
DSG N RW nach weiteren 
Regeln zur Zulässlgkeit der 
Datenverarbeitung zu su­
chen. Indes bezieht sich die 
Rege!ungsbefugnls des nati­
onalen (Landes-) Gesetzge­
bers aus Artike! 6 Absatz 3 
Satz i Buchstabe b DSGVO 
nur auf die Verarbeitung nach 
Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe 
e DSGVO. Im Übrigen folgt 
diese direkt aus Artikel 6 Ab­
satz 1 DSGVO. Das Zusam­
menspiel mit der DSGVO ist 
anwenderunfreundiich, zuge­
geben, aber hinzunehmen. 
Weitere, erklärende Verweise 
auf die DSGVO verwirren nur 
zusätzlich. Deshalb wurde 
sich auf das systematisch 
notwendige Maß solcher Be­
zugnahmen im DSG 
beschränkt Eine Zusam­
menschau der §§ 1 und 3 
DSG NRW inkL Begründung 

daher als ausreichend 
empfunden. 

§3 
Zulässigkeit der Verarbeitung 

personenbezogener Daten 
(1) Soweit spezialgesetzliche Re­
gelungen nicht vorgehen, ist die 
Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch öffentliche Stellen 
zulässig, wenn sie für die Wahr­
nehmung einer im öffentlichen Inte­
resse liegenden Aufgabe der ver­
arbeitenden Stellen erforderlich ist 
oder wenn sie in Ausübung öffent­
licher Gewalt erfolgt, die dem Ver­
antwortlichen übertragen wurde. 

(2) Die Datenverarbeitung soll so 
organisiert sein, dass bei der Ver­
arbeitung, insbesondere der Über­
mittlung, der Kenntnisnahme im 
Rahmen der Aufgabenerfüllung 
und der Einsichtnahme, die Tren­
nung der Daten nach den jeweils 
verfolgten Zwecken und nach un­
terschiedlichen Betroffenen mög­
lich ist. Sind personenbezogene 
Daten derart verbunden, dass ihre 
Trennung nach erforderlichen und 
nicht erforderlichen Daten nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand möglich ist, sind auch die 
Kenntnisnahme, die Weitergabe 
innerhalb der datenverarbeitenden 
Stelle und die Übermittlung der 
Daten, die nicht zur Erfüllung der 
'eweiliaen Aufaaben erforderlich 



[ ... ] 

§4 
Anwendungsbereich 

(4) Teil 2 dieses Gesetz findet keine 
Anwendung, soweit 

1 . wirtschaftliche Unternehmen 
der Gemeinden oder Gemeinde­
verbände ohne eigene Rechts­
persönlichkeit (Eigen betriebe) , 
2. öffentliche Einrichtungen, die 
entsprechend den Vorschriften 
über Eigenbetriebe geführt wer­
den, 
3. Landesbetriebe oder 
4. der Aufsicht des Landes oder 
der Gemeinden oder Gemeinde­
verbänden unterstehende juristi­
sche Personen des öffentlichen 
Rechts, die am Wettbewerb teil­
nehmen, 

personenbezogene Daten zu wirt­
schaftlichen Zwecken oder Zielen ver­
arbeiten. 
Soweit dieses Gesetz nach Maßgabe 
von Satz 1 keine Anwendung findet, 
gelten die Vorschriften für nicht­
öffentliche Stellen entsprechend. 
[ ... ] 

Hochschulen NRW 
Die behördlichen Datenschutz­
beauftragten: 
Da Hochschulen in Teilen auch am 
Wettbewerb teilnehmen, können 
sie i.S.d. Wortlauts der Vorschrift 
dem BDSG unterliegen. 
Die Hochschulen nehmen in diesen 
Fällen trotz einer möglichen wett­
bewerblichen und wirtschaftlichen 
Komponente aber in erster Linie 
die gesetzlich festgeschriebenen 
Aufgaben wahr. 
Aus diesen Gründen wird dringend 
um KlarsteIlung gebeten, dass die 
Hochschulen explizit auch nicht 
unter § 4 Abs. 4 Ziff. 4 fallen, so­
lange sie den Aufgaben gemäß 
Hochschulgesetz nachkommen. 

LRK NRW & Kanzlerinnen und 
Kanzler der Universitäten NRW: 
Der Ausnahmetatbestand des § 4 
Abs. 4 Ziffer 4 ist problematisch, da 
er nicht näher definiert, was "am 
Wettbewerb teilnehmen" genau 
umfasst. Bei weiter Auslegung 
könnten auch Hochschulen hiervon 
erfasst sein. 

Ab!ehnung. Die Regel ent­
spricht der alten Rechtslage 

trägt durch gleichzeitige 
Anwendbarkeit des BOSG 
auch dem Umstand des 
Wettbewerbes derlei "Unter­
nehmen" mit privaten Unter­
nehmen Rechnung. Das 
muss zumindest überall dort 
gelten, wo die in § 5 Absatz 4 
genannten Steilen mit Ge­
winnerzielungsabsicht 
werden. 
Gleichwohl wird dem öffentli­
chen Charakter dieser " 
ternehmen" durch Anwend­
barkeit bestimmter Bereiche 
des DSG NRW ausreichend 
Rechnung getragen. 
Ob Unternehmen/Betrieb 
die Voraussetzungen dieser 
Norm erfüllt und am Wettbe­
werb teilnimmt, ist nicht vom 
Gesetzgeber zu beantworten, 
sondern vom Rechtsanwen­
der - der oder dem Landes­
beauftragen für den Daten­
schutz und die informations­
freiheit - bzw. den Gerichten. 

sind, zulässig, soweit nicht schutz­
würdige Belange der betroffenen 
Person oder Dritter überwiegen. 
Die nicht erforderlichen Daten un­
terliegen insoweit einem Verwer­
tunasverbot. 

[ ... ] 

§5 
Anwendungsbereich 

((4) Teil 2 dieses Gesetzes findet 
mit Ausnahme des Kapitels 3 Ab­
schnitt 1, des Kapitels 5 und des § 
32 keine Anwendung, soweit 

1. wirtschaftliche Unterneh­
men der Gemeinden oder 
Gemeindeverbände ohne ei­
gene Rechtspersönlichkeit 
(Eigenbetriebe) , 
2. öffentliche Einrichtungen, 
die entsprechend den Vor­
schriften über Eigenbetriebe 
geführt werden, 
3. Landesbetriebe oder 
4. der Aufsicht des Landes 
oder der Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden unter­
stehende juristische Perso­
nen des öffentlichen Rechts, 
die am Wettbewerb teilneh­
men, und die NRW.BANK, 

personenbezogene Daten zu wirt­
schaftlichen Zwecken oder Zielen 
verarbeiten. 
Soweit dieses Gesetz nach Maß­

abe von Satz 1 keine Anwendun 



§7 
(1) Die Verantwortung für die Zulässig­
keit einer Übermittlung personenbezo­
gener Daten trägt die übermittelnde 
Stelle. Erfolgt die Übermittlung auf­
grund eines Ersuchens einer öffentli­
chen Stelle, trägt diese die Verantwor­
tung. Die übermittelnde Stelle hat dann 
lediglich zu prüfen, ob das Übermitt­
lungsersuchen im Rahmen der Aufga­
ben des Empfängers liegt. Die Recht­
mäßigkeit des Ersuchens prüft sie nur, 
wenn hierzu im Einzelfall Anlass be­
steht. Die ersuchende Stelle hat in dem 
Ersuchen die für diese Prüfung erfor­
derlichen Angaben zu machen. Erfolgt 
die Übermittlung durch automatisierten 
Abruf, trägt die Verantwortung für die 
Rechtmäßigkeit des Abrufs der Emp­
fänger. 

(2) Sind personenbezogene Daten in 
Akten oder in nicht-automatisierten 
Dateisystemen derart verbunden, dass 
ihre Trennung nach erforderlichen und 
nicht erforderlichen Daten auch durch 
Vervielfältigung und Unkenntlichma­
chuna nicht oder nur mit unverhältnis-

Das Datenschutzgesetz sollte in 
eindeutiger Weise Hochschulen 
von den Bestimmungen zur Nicht­
anwendbarkeit von Teil 2 des Ge­
setzes in § 4 Abs. 4 Ziffer 4 aus­
nehmen, soweit sie hochschulge­
setzliche Aufaaben wahrnehmen. 
Kanzlerinnen der Musikhoch­
schulen: 
Die Verantwortlichkeiten der betei­
ligten Akteure ist nicht klar genug 
definiert. Für eine sichere Abgren­
zung muss der Aufgabenbegriff 
konkreter gefasst werden (vgl. StN 
bDSB zu § 3 DSG NRW). 

In der Begründung zu Abs. 2 soll­
ten konkretisierende Hinweise er­
gänzt werden, in welchen Fällen 
schutzwürdige Belange überwie­
gen. 

Eine Zusammenschau der §§ 
1, 3 und 7 DSG NRW 
Begründung wird als ausrei­
chend klar empfunden. 

Da hier eine einzelfallbezo­
gene, individuelle Prüfung zu 
erfolgen hat, kann der Ge­
setzgeber keine allgemein­
gültigen Vorgaben machen. 
Im Übrigen wurde die Rege-

in § 7 Abs. 2 nun als 
neuer Abschnitt in § 3 einge­
fügt und gilt damit nur 
jede Form der Datenverarbei­
tung, was allgemeingültige 
Vorgaben zudem unmöglich 
macht 

findet, gelten die Vorschriften für 
nicht-öffentliche Stellen mit Aus­
nahme der §§ 4, 22, 26 bis 28 
Bundesdatenschutzgesetz vom 30. 
Juni 2017 (BGBI. I S. 2097) in der 
jeweils geltenden Fassung ent­
sorechend. [ ... ] 

§8 
Verantwortung für die Daten-

übermittlung 
Die Verantwortung für die Zuläs­
sigkeit einer Übermittlung perso­
nenbezogener Daten trägt die 
übermittelnde Stelle. Erfolgt die 
Übermittlung aufgrund eines Ersu­
chens einer öffentlichen Stelle, 
trägt diese die Verantwortung. Die 
übermittelnde Stelle hat dann ledig­
lich zu prüfen, ob das Übermitt­
lungsersuchen im Rahmen der 
Aufgaben des Empfängers liegt. 
Die Rechtmäßigkeit des Ersuchens 
prüft sie nur, wenn hierzu im Ein­
zelfall Anlass besteht. Die ersu­
chende Stelle hat in dem Ersuchen 
die für diese Prüfung erforderlichen 
Angaben zu machen. Erfolgt die 
Übermittlung durch automatisierten 
Abruf, trägt die Verantwortung für 
die Rechtmäßigkeit des Abrufs der 
Empfänger. 

Begründung zu § 3 Zulässigkeit 
der Verarbeitung personenbezo­

ener Daten 



mäßigem Aufwand möglich ist, sind Zu Absatz 2 
auch die Kenntnisnahme, die Weiter- Die Regelung in Absatz 2 Satz 1 
gabe innerhalb der datenverarbeiten- baut auf § 4 Absatz 6 DSG NRW 
den Stelle und die Übermittlung der a.F. auf. Die Regelung ist geboten, 
Daten, die nicht zur Erfüllung der jewei- um der Problematik Rechnung zu 
ligen Aufgaben erforderlich sind, zuläs- tragen, dass bei der Verarbeitung 
sig, soweit nicht schutzwürdige Belan- personenbezogener Daten nicht 
ge der betroffenen Person oder Dritter immer eine Trennung nach erfor-
überwiegen. Die nicht erforderlichen derlichen und nicht erforderlichen 
Daten unterliegen insoweit einem Ver- Daten mit vertretbarem Aufwand 
wertungsverbot. möglich ist. Anders noch als es § 4 

Absatz 6 DSG N RW a. F. vorsieht, 
Begründung zu § 7 Verantwortung bezieht sich die Vorschrift nicht 
für die Datenübermittlung bloß auf eine Verarbeitung in Ak-
Zu Absatz 2 ten. Die Problematik der Untrenn-
Die Regelung in Absatz 2 Satz 1 ent- barkeit ist genauso in Konstellatio-
spricht dem § 4 Absatz 6 DSG N RW nen automatisierter Verfahren 
a.F. und ist geboten, um der Problema- denkbar und wird daher auf jedwe-
tik Rechnung zu tragen, dass bei einer de Verarbeitungssituation ausge-
aktenmäßigen Verarbeitung personen- dehnt. Ist eine Trennung der Daten 
bezogener Daten nicht immer eine mit vertretbarem Aufwand (betrifft 
Trennung nach erforderlichen und nicht insbesondere Maßnahmen wie die 
erforderlichen Daten mit vertretbarem Vervielfältigung bei Papierakten 
Aufwand möglich ist. Ist diese Tren- oder die Unkenntlichmachung der 
nung mit vertretbarem Aufwand nicht jeweiligen Daten) nicht möglich, 
möglich, dürfen ausnahmsweise auch dürfen ausnahmsweise auch nicht 
nicht für konkrete Zwecke erforderliche für konkrete Zwecke erforderliche 
Daten übermittelt werden. Eine Abwä- Daten übermittelt werden. Eine 
gung mit ggf. entgegenstehenden Be- Abwägung mit ggf. entgegenste-
langen der betroffenen Personen hat henden Belangen der betroffenen 
zu erfolgen. Personen hat zu erfolgen. 
Satz 2 normiert ein Verwertungsverbot Satz 2 normiert ein Verwertungs-
der nicht erforderlichen Daten zum verbot der nicht erforderlichen Da-
Schutz der Rechte der betroffenen ten zum Schutz der Rechte der 
Personen. betroffenen Personen. Die Rege-



Die Regelungsbefugnis ergibt sich aus 
Artikel 6 Absätze 2 und 3 DSGVO. 

§8 
Zulässigkeit der Datenverarbeitung 
im Hinblick auf die Zweckbindung 

(1) Personenbezogene Daten dürfen 
durch öffentliche Stellen auch zur 
Wahrnehmung von Aufsichts- und Kon­
trollbefugnissen, der Rechnungsprü­
fung oder der Durchführung von Orga­
nisationsuntersuchungen verarbeitet 
werden. Dies gilt auch für die Verarbei­
tung zu Ausbildungs- und Prüfungs­
zwecken, soweit nicht berechtigte Inte­
ressen der betroffenen Person an der 
Geheimhaltung der Daten offensichtlich 
überwiegen. 

(2) Eine Verarbeitung personenbezo­
gener Daten zu anderen Zwecken als 
zu denjenigen, zu denen die Daten 
erhoben worden sind, ist zulässig, 
wenn 

1. sie zur Abwehr erheblicher 
Nachteile für das Gemeinwohl 
oder einer Gefahr für die öffent­
liche Sicherheit, die Verteidi­
gung oder die nationale Sicher­
heit erforderlich ist, 
2. sie zur Abwehr einer 
schwerwiegenden Beeinträchti­
gung der Rechte einer anderen 
Person erforderlich ist, 
3. sich bei der rechtmäßigen 
Aufaabenerfülluna Anhaltsounk-

Hochschulen NRW 
Die behördlichen Datenschutz­
bea uftragten: 
Da die Auflistung in § 8 deutliche 
Bezüge zu Art. 23 DSGVO enthält, 
wäre hier eine sprachliche Anglei­
.chung an Art. 23 DSGVO sehr 
wünschenswert. Das würde eine 
einheitliche Interpretation der Re­
gelungen vereinfachen. 
Insgesamt ist sprachlich nicht un­
bedingt deutlich, ob intendiert ist, 
dass die Abwägung nach Art. 6 
Abs. 4 DS-GVO neben den aufge­
listeten Gründen steht oder diese 
ersetzt werden soll. 

Hochschulen NRW 
Die behördlichen Datenschutz­
beauftragten: 
Statt der Verpflichtung nach § 8 
Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 DSG NRW 
dürfte ein Hinweis auf die Zweck­
bindung angemessener sein. 

§ 9 Absatz 2 
stellt eine "Rechtsvorschrlft 
der Mitgliedstaaten" im Sinne 
von Artike! 6 Absatz 4 2. Fall 
DSGVO dar und ersetzt da­
mit Artikel 6 Absatz 4 DSG­
va. Eine sprachliche Anpas­
sung des § 9 DSG NRW ist 
schon deshalb nicht notwen-

da das DSG NRW ge­
genüber der DSGVO stets 
vorrangig anzuwenden ist 
(DSG NRW betrifft nur die 
DSGVO ergänzenden Vor­
schriften), sofern die DSGVa 
- wie in Artike! 6 Absatz 4 
DSGVO - die Normgebungs­
kompetenz den Mitgliedstaa­
ten überlässt 

f3 

lungsbefugnis ergibt sich aus Arti­
kel 6 Absätze 2 und 3 DSGVO. 

§9 
Zulässigkeit der Datenverarbei­
tung im Hinblick auf die Zweck-

bindung 
(1) Personenbezogene Daten dür­
fen durch öffentliche Stellen auch 
zur Wahrnehmung von Aufsichts­
und Kontrollbefugnissen, zur 
Rechnungsprüfung oder zur Durch­
führung von Organisationsuntersu­
chungen verarbeitet werden. 

(2) Eine Verarbeitung personenbe­
zogener Daten zu anderen Zwe­
cken als zu denjenigen, zu denen 
die Daten erhoben worden sind, ist 
zulässig, wenn 

1. sie zur Abwehr erhebli­
cher Nachteile für das Ge­
meinwohloder einer Gefahr 
für die öffentliche Sicher­
heit, die Verteidigung oder 
die nationale Sicherheit er­
forderlich ist, 
2. sie zur Abwehr einer 
schwerwiegenden Beein­
trächtigung der Rechte ei­
ner anderen Person erfor­
derlich ist, 
3. sich bei der rechtmäßi­
gen Aufgabenerfüllung An­
haltspunkte für Straftaten 
oder Ordnunaswidriakeiten 



te für Straftaten oder Ord- ergeben und die Unterrich-
nungswidrigkeiten ergeben und tung der für die Verfolgung 
die Unterrichtung der für die oder Vollstreckung zustän-
Verfolgung oder Vollstreckung digen Behörden geboten 
zuständigen Behörden geboten erscheint, 
erscheint, 4. die Überprüfung der An-
4. es erforderlich ist, Angaben gaben der betroffenen Per-
der betroffenen Person zu son aufgrund tatsächlicher 
überprüfen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für deren Un-
Anhaltspunkte für deren Unrich- richtigkeit erforderlich ist, 
tigkeit bestehen, 5. sie zur Wahrung eines 
5. sie zur Wahrung eines recht- rechtlichen Interesses eines 
lichen Interesses eines Dritten Dritten erforderlich ist und 
erforderlich ist und das schüt- das schützenswerte Ge-
zenswerte Geheimhaltungsinte- heimhaltungsinteresse der 
resse der betroffenen Person betroffenen Person nicht 
nicht überwiegt, überwiegt oder 
6. sie im öffentlichen Interesse, 6. sie im öffentlichen Inte-
insbesondere zur Durchsetzung resse, insbesondere zur 
öffentlich-rechtlicher Geldforde- Durchsetzung öffentlich-
rungen, liegt oder zur Wahrung rechtlicher Geldforderun-
berechtigter I nteressen eines gen, liegt oder zur Wahrung 
Dritten erforderlich ist und die berechtigter Interessen ei-
betroffene Person in diesen Fäl- nes Dritten erforderlich ist 
len der Datenverarbeitung nicht und die betroffene Person 
widersprochen hat oder in diesen Fällen der Daten-
7. sie zur Durchführung wissen- verarbeitung nicht wider-
schaftlicher oder historischer sprochen hat. 
Forschung oder statistischer 
Zwecke erforderlich ist, das (3) Eine Information der betroffe-
wissenschaftliche, historische nen Person über die Datenverar-
oder statistische I nteresse an beitung nach Absatz 2 erfolgt nicht, 
der Durchführung des For- soweit und solange hierdurch der 
schungs- oder Statistikvorha- Zweck der Verarbeitung gefährdet 
bens das Interesse der be- würde. 



troffenen Person an dem Aus-
schluss der Zweckänderung er- (4) Ferner ist eine Zweckänderung 
heblich überwiegt und der zulässig, wenn 
Zweck auf andere Weise nicht 1 . die Einholung der EinwiI-
oder nur mit unverhältnismäßi- ligung der betroffenen Per-
gem Aufwand erreicht werden son nicht möglich ist oder 
kann. mit unverhältnismäßig ho-

hem Aufwand verbunden 
(3) Eine I nformation der betroffenen wäre, aber offensichtlich ist, 
Person über die Datenverarbeitung dass die Datenverarbeitung 
nach Absatz 2 erfolgt nicht, soweit und in ihrem Interesse liegt und 
solange hierdurch der Zweck der Ver- sie in Kenntnis des anderen 
arbeitung gefährdet würde. Zweckes ihre Einwilligung 

erteilen würde, 
(4) Ferner ist eine Zweckänderung zu- 2. die Bearbeitung eines 
lässig, wenn von der betroffenen Person 

1. die Einholung der Einwilli- gestelIten Antrags ohne die 
gung der betroffenen Person Zweckänderung der Daten 
nicht möglich ist oder mit un- nicht möglich ist, 
verhältnismäßig hohem Auf- 3. die Daten aus allgemein 
wand verbunden wäre, aber of- zugänglichen Quellen ent-
fensichtlich ist, dass die Daten- nommen werden können 
verarbeitung in ihrem Interesse oder die datenverarbeitende 
liegt und sie in Kenntnis des Stelle sie veröffentlichen 
anderen Zweckes ihre Einwilli- darf, es sei denn, dass das 
gung erteilen würde, I nteresse der betroffenen 
2. die Bearbeitung eines von Person an dem Ausschluss 
der betroffenen Person gesteIl- der Speicherung oder einer 
ten Antrags ohne die Zweckän- Veröffentlichung der ge-
derung der Daten nicht möglich speicherten Daten offen-
ist oder sichtlich überwiegt oder 
3. die Daten aus allgemein zu- 4. die Verarbeitung zu Aus-
gänglichen Quellen entnommen bildungs- und Prüfungs-
werden können oder die daten-
verarbeitende Stelle sie veröf-

zwecken erfolgen soll, so-
fern berechtigte Interessen 



fentlichen darf, es sei denn, der betroffenen Person an 
dass das Interesse der be- der Geheimhaltung der Da-
troffenen Person an dem Aus- ten nicht offensichtlich 
schluss der Speicherung oder überwiegen. 
einer Veröffentlichung der ge-
speicherten Daten offensichtlich (5) Unterliegen die personenbezo-
überwiegt. genen Daten einem Berufs- oder 

besonderen Amtsgeheimnis und 
(5) Unterliegen die personenbezoge- sind sie der verantwortlichen Stelle 
nen Daten einem Berufs- oder beson- von der zur Verschwiegenheit ver-
deren Amtsgeheimnis und sind sie der pflichteten Person in Ausübung 
verantwortlichen Stelle von der zur ihrer Berufs- oder Amtspflicht 
Verschwiegenheit verpflichteten Per- übermittelt worden, finden die Ab-
son in Ausübung ihrer Berufs- oder sätze 2 und 4 keine Anwendung. 
Amtspflicht übermittelt worden, finden 
die Absätze 2 und 4 keine Anwendung. (6) Die übermittelten personenbe-

zogenen Daten dürfen nur für die 
(6) Die Übermittlung personenbezoge- Zwecke verarbeitet werden, zu 
ner Daten in den Fällen der Absätze 1, denen sie übermittelt wurden. Hie-
2 und 4 an nicht-öffentliche Stellen ist rauf ist in den Fällen der Absätze 1, 
nur zulässig, wenn sich die nicht- 2 und 4 bei der Übermittlung an 
öffentliche Stelle verpflichtet, die Daten nicht-öffentliche Stellen hinzuwei-
nur für den Zweck zu verarbeiten, zu sen. 
dessen Erfüllung sie ihr übermittelt 
wurden. (7) Die Übermittlung personenbe-

zogener Daten an Stellen der öf-
fentlich-rechtlichen Religionsge-
seIlschaften ist in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften über 
die Datenübermittlung an öffentli-
che Stellen zulässig, sofern sicher-
gestellt ist, dass bei dem Empfän-
ger ausreichende Datenschutz-
maßnahmen getroffen sind. 

§ 10 Hochschulen NRW Abgelehnt, um die bekannte § 11 



Beschränkung der Informations- Die Behördlichen Datenschutz- Begritflichkeit des jetzigen Beschränkung der Informations-
pflicht bei der Erhebung von perso- beauftragten DSG NRW beizubehalten pflicht bei der Erhebung von 

nenbezogenen Daten nach Artikel 13 (Anmerkung bezieht sich auf die (vgL § 18 Abs, 3 iit DSG personen bezogenen Daten nach 
und 14 der Verordnung (EU) §§ 10, 11 und 12): NRW a.F.) - zumal diese Artikel 13 und 14 der Verord-

2016/679 Der Begriff des "Wohls" eines Lan- auch in zahlreichen anderen nung (EU) 2016/679 
(1) Bei der Verarbeitung personenbe- des [in den §§ 10 Abs. 1, 11 Abs. Rechtsvorschriften verwendet (1) Bei der Verarbeitung personen-
zogener Daten entfällt die Informati- 2, 12 Nr. 1] ist erheblich unpräziser wird (z,B, in § 96 StPO, § 29 bezogener Daten entfällt die ·Infor-
onspflicht des Verantwortlichen nach als die Auflistung der Ziele in Art. Abs. 2 VwVfG NRW, § 99 mationspflicht des Verantwortlichen 
Artikel 13 Absatz 3 und Artikel 14 Ab- 23 DSGVO. Es sollte eine Anglei- Abs. 1 S. 2 VwGO). nach Artikel 13 Absatz 3 und Arti-
sätze 1, 2 und 4 der Verordnung (EU) chung an die Begrifflichkeiten des kel 14 Absätze 1, 2 und 4 der Ver-
2016/679, soweit und solange Art. 23 DSGVO erfolgen. In Anleh- ordnung (EU) 2016/679, soweit 

1. die Information die Verfol- nung an Art. 23 Abs. 1 DSGVO und solange 
gung von Straftaten und Ord- sollten die verfolgten Ziele genannt 1. die Information die Ver-
nungswidrigkeiten oder die öf- werden, z.B. a) nationale Sicher- folgung von Straftaten, 
fentliche Sicherheit oder den heit, c) öffentliche Sicherheit oder Ordnungswidrigkeiten und 
Schutz des Wohle des Bundes e) Schutz wichtiger Ziele in den berufsrechtlichen Verstö-
oder eines Landes gefährdet, Bereichen Wirtschaft, Finanzen, Ben, die öffentliche Sicher-
2. die personenbezogenen Da- öffentliche Gesundheit, soziale heit oder den Schutz des 
ten oder die Tatsache ihrer Sicherheit. Wohles des Bundes oder 
Verarbeitung nach einer eines Landes gefährdet, 
Rechtsvorschrift oder wegen 2. die personenbezogenen 
der Rechte und Freiheiten an- Daten oder die Tatsache ih-
derer Personen geheim zu hal- rer Verarbeitung nach einer 
ten sind oder Rechtsvorschrift oder we-

gen der Rechte und Freihei-
3. die Information die Geltend- ten anderer Personen ge-
machung, Ausübung oder Ver- heim zu halten sind oder 
teidigung zivil rechtlicher An-
sprüche beeinträchtigen würde 3. die Information die Gel-
und die Interessen des Verant- tendmachung, Ausübung 
wortlichen an der Nichterteilung oder Verteidigung zivilrecht-
der Information die Interessen licher Ansprüche beein-
der betroffenen Person über- trächtigen würde und die In-
wiegen. teressen des Verantwortli-

[ ... ] ehen an der Nichterteilung 



--~--------------~---~~~-----,----~~-~~--------,------------,---------------

der Information die Interes-
§ 11 sen der betroffenen Person 

Beschränkung des Auskunftsrechts überwiegen. 
der betroffenen Person nach Artikel [ ... ] 

15 der Verordnung (EU) 2016/679 
[ ... ] 
(2) Die Auskunftserteilung kann abge-
lehnt werden, soweit und solange § 12 

Beschränkung des Auskunfts-
1. dies zur Verfolgung von rechts der betroffenen Person 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten nach Artikel 15 der Verordnung 
notwendig ist, (EU) 2016/679 

2. die Auskunft die öffentliche [ ... ] 
Sicherheit gefährden oder sonst (2) Die Auskunftserteilung kann 
dem Wohle des Bundes oder abgelehnt werden, soweit und so-
eines Landes Nachteile bereiten lange 
würde oder 
3. die personenbezogenen Da- 1. dies zur Verfolgung von 
ten oder die Tatsache ihrer Straftaten, Ordnungswidrig-
Verarbeitung nach einer keiten und berufsrechtlichen 
Rechtsvorschrift oder wegen Verstößen notwendig ist, 
der Rechte und Freiheiten an- 2. die Auskunft die öffentli-
derer Personen geheim zu hal- che Sicherheit gefährden 
ten sind. oder sonst dem Wohle des 

Die betroffene Person kann keine Aus- Bundes oder eines Landes 
kunft über die Verarbeitung sie betref- Nachteile bereiten würde 
fender personenbezogener Daten nach oder 
Artikel 15 der Verordnung (EU) 3. die personenbezogenen 
2016/679 verlangen, soweit die Daten Daten oder die Tatsache ih-
ausschließlich zu Zwecken der Daten- rer Verarbeitung nach einer 
sicherung oder der Datenschutzkontrol- Rechtsvorschrift oder we-
le gespeichert sind und eine Verarbei- gen der Rechte und Freihei-
tung zu anderen Zwecken durch ge- ten anderer Personen ge-
eignete technische und organisatori- heim zu halten sind. 
sche Maßnahmen ausgeschlossen ist. J2!e betroffene~rs0rlJ§nn keine 



[ ... ] 

§ 12 
Beschränkung der Benachrichti· 

gung der von einer Verletzung des 
Schutzes personen bezogener Daten 
betroffenen Personen nach Artikel 
34 der Verordnung (EU) 2016/679 

Der Verantwortliche kann von der Be­
nachrichtigung der von einer Verlet­
zung des Schutzes personenbezoge­
ner Daten betroffenen Person abse­
hen, soweit und solange 

1. die Informationen die öffentliche 
Sicherheit gefährden oder sonst 
dem Wohle des Bundes oder eines 
Landes Nachteile bereiten würde, 

2. die personenbezogenen Daten 
oder die Tatsache ihrer Verarbei­
tung nach einer Rechtsvorschrift 
oder wegen der Rechte und Frei­
heiten anderer Personen geheim zu 
halten sind oder 

3. die Information die Sicherheit von IT­
Systemen gefährden würde. 

Auskunft über die Verarbeitung sie 
betreffender personenbezogener 
Daten nach Artikel 15 der Verord­
nung (EU) 2016/679 verlangen, 
soweit die Daten ausschließlich zu 
Zwecken der Datensicherung oder 
der Datenschutzkontrolle gespei­
chert sind und eine Verarbeitung 
zu anderen Zwecken durch geeig­
nete technische und organisatori­
sche Maßnahmen ausgeschlossen 
ist. [ ... ] 

§ 13 
Beschränkung der Benachrichti-
gung der von einer Verletzung 

des Schutzes personenbezoge­
ner Daten betroffenen Personen 
nach Artikel 34 der Verordnung 

(EU) 2016/679 
Der Verantwortliche kann von der 
Benachrichtigung der von einer 
Verletzung des Schutzes perso­
nenbezogener Daten betroffenen 
Person absehen, soweit und so­
lange 

1. die Informationen die öffent­
liche Sicherheit gefährden oder 
sonst dem Wohle des Bundes 
oder eines Landes Nachteile 
bereiten würde, 

2. die personenbezogenen Da­
ten oder die Tatsache ihrer 
Verarbeitun~ nach einer 



§ 17 
Datenverarbeitung im Beschäfti-

gungskontext 
[ ... ] 
(7) Soweit Daten der Beschäftigten im 
Rahmen der Durchführung von techni­
schen und organisatorischen Maß­
nahmen nach Artikel 32 der Verord­
nung (EU) 2016/679 gespeichert wer­
den, dürfen sie nicht zu Zwecken der 
Verhaltens- oder Leistungskontrolle 
genutzt werden. 
[ ... ] 

§ 18 
Videoüberwachung 

Hochschulen NRW Behördliche 
Datenschutzbeauftragte: 
Einige Sicherungsmaßnahmen 
(Protokollierungen) und entspre­
chende Feststellung (Überprüfung 
in Art. 32 DS-GVO) stellen im Kern 
Verhaltenskontrollen dar. Sie sind 
gerade der Zweck der Erhebung. 
Man will unberechtigte Zugriffe, 
Zutritte usw. (Verhalten) feststellen 
und unter Umständen auch sankti­
onieren können. Daher wird fol­
gende Formulierung für Abs. 7 vor­
geschlagen: 
"Soweit Daten der Beschäftigten im 
Rahmen der Durchführung von 
technischen und organisatorischen 
Maßnahmen nach Art. 32 DS-GVO 
verarbeitet werden, dürfen sie über 
die nach Datenschutzrecht gebote­
nen Maßnahmen hinaus nicht zu 
Zwecken der Verhaltens- oder 
Leistungskontrolle verarbeitet wer­
den." 
Hochschulen NRW Behördliche 
DatenSChutzbeauftragte: 
Die Anforderunaen bzal. des 

Ablehnung, da ein solcher 
Einschub überflüssig ist 
Wenn es im Datenschutz­
recht eine Norm gäbe j die 
eine derartige Verwendung 
zuließe, wäre sie spezieller 
und würde damit ohnehin den 
§ 18 DSG NRW verdrängen. 
Die hier vorgesehene Verhal­
tenskontrolle zur Wahrung 
der berechtigten interessen 
dürfte sich zudem auf Art. 6 
Abs. 1 lit. f) DSGVO stützen 
lassen, 

Rechtsvorschrift oder wegen 
der Rechte und Freiheiten an­
derer Personen geheim zu hal­
ten sind oder 

3. die Information die Sicherheit 
von IT-Systemen gefährden würde. 

§ 18 
Datenverarbeitung im Beschäfti-

gungskontext 
[ ... ] 
(9) Soweit Daten der Beschäftigten 
im Rahmen der Durchführung von 
technischen und organisatorischen 
Maßnahmen nach Artikel 32 der 
Verordnung (EU) 2016/679 gespei­
chert werden, dürfen sie nicht zu 
Zwecken der Verhaltens- oder 
Leistungskontrolle genutzt werden. 
[ ... ] 

§ 20 
Videoüberwachung 



(1) Die Verarbeitung personenbezoge- Zwecks sind zu hoch, eine Anglei- d § 4 SDSG (: (1) Die Verarbeitung personenbe-
ner Daten in öffentlich zugänglichen chung an § 4 Abs. 1 S. 1 BDSG zogener Daten in öffentlich zu-
Bereichen mittels optisch- wird vorgeschlagen. gänglichen Bereichen mittels op-
elektronischer Einrichtungen (Video- tisch-elektronischer Einrichtungen 
überwachung) durch öffentliche Stellen 

(Videoüberwachung) durch öffentli-ist zulässig, soweit sie für die Aufrecht-
erhaltung der Funktionsfähigkeit der che Stellen ist zulässig, wenn dies 

öffentlichen Stellen erforderlich ist und 
keine Anhaltspunkte dafür bestehen, 1. zur Erfüllung der Aufgaben öf-
dass schutzwürdige Interessen be- fentlicher Stellen, 
troffener Personen überwiegen. 

2. zur Wahrnehmung des Haus-
(2) Der Umstand der Videoüberwa- rechts, 
chung und der Name und die Kontakt-
daten des Verantwortlichen sind durch 3. zum Schutz des Eigentums oder 
geeignete Maßnahmen zum frühest- Besitzes oder 
möglichen Zeitpunkt erkennbar zu ma-
chen. 4. zur Kontrolle von Zugangsbe-

rechtigungen 
(3) Die Verarbeitung der nach Absatz 1 
erhobenen Daten zu einem anderen erforderlich ist und keine Anhalts-
Zweck ist nur zulässig, soweit dies zur punkte bestehen, dass schutzwür-
Abwehr von Gefahren für die öffentli- dige Interessen der betroffenen 
che Sicherheit, zur Verfolgung von 

Personen überwiegen. Straftaten oder zur Geltendmachung 
von Rechtsansprüchen gegenüber der 
betroffenen Person erforderlich ist und (2) Der Umstand der Videoüberwa-
keine Anhaltspunkte dafür bestehen, chung , die Angaben nach Artikel 
dass schutzwürdige Interessen be- 13 Absatz 1 Buchstabe abis c der 
troffener Personen überwiegen. Verordnung (EU) 2016/679 sowie 

(4) Die nach Absatz 1 erhobenen Da-
die Möglichkeit, bei der oder dem 
Verantwortlichen die weiteren In-ten sind unverzüglich, spätestens je-
formationen nach Artikel 13 der doch vier Wochen nach ihrer Erhe-

bung, zu löschen. Dies gilt nicht, sofern Verordnung (EU) 2016/679 zu er-



die Daten zur Abwehr von Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit, zur Verfol­
gung von Straftaten oder zur Geltend­
machung von Rechtsansprüchen ge­
genüber der betroffenen Person erfor­
derlich sind. 

§ 22 
Datenschutz-Folgenabschätzung 

[ ... ] 
(2) Die obersten Landesbehörden kön­
nen den öffentlichen Stellen ihres Ge­
schäftsbereichs die Ergebnisse der von 
ihnen oder durch von ihnen ermächtig-

Hochschulen NRW Behördliche 
Datenschutzbeauftragte: 
Bei Abs. 2 ist es für die Beurtei­
lung, ob eine Anwendung im "We­
sentlichen unverändert" übernom­
men wurde, notwendig, dass die 
I nformationen dem Anwendenden 

Ablehnung, da die Abwägung 
die obersten Landes­

behörden erfolgt) denen die 
Informationen gerade vorlie­
gen (vgl. 

halten, sind durch geeignete Maß­
nahmen zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt erkennbar zu machen. 

(3) Die Verarbeitung der nach Ab­
satz 1 erhobenen Daten zu einem 
anderen Zweck ist nur zulässig, 
soweit dies zur Abwehr von Gefah­
ren für die öffentliche Sicherheit, 
zur Verfolgung von Straftaten oder 
zur Geltendmachung von Rechts­
ansprüchen gegenüber betroffenen 
Personen erforderlich ist und keine 
Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass schutzwürdige Interessen 
betroffener Personen überwiegen. 

(4) Die nach Absatz 1 erhobenen 
Daten sind unverzüglich, spätes­
tens jedoch vier Wochen nach ihrer 
Erhebung, zu löschen. Dies gilt 
nicht, sofern die Daten zur Abwehr 
von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit, zur Verfolgung von 
Straftaten oder zur Geltendma­
chung von Rechtsansprüchen ge­
genüber der betroffenen Person 
erforderlich sind. 

§ 24 
Datenschutz-Folgenabschätzung 
[ ... ] 
(2) Die obersten Landesbehörden 
können den öffentlichen Stellen 
ihres Geschäftsbereichs die Er-
~ebnisse der von ihnen oder durch 



ten Behörden durchgeführten Daten­
schutz-Folgenabschätzungen zur Ver­
fügung stellen, soweit die Information 
nicht die Sicherheit von IT -Systemen 
gefährden würde. 
[ ... ] 

Gesetzesvorblatt 
Abschnitt 0 - Kosten 

vorliegen. Daher sollte hier keine 
"kann"-Formulierung gewählt wer­
den. 

LRK NRW & Kanzlerinnen und 
Kanzler der Universitäten NRW: 
Die Umsetzung der EU­
Datenschutzgrundverordnung und 
auf ihr basierende Datenschutzge­
setze bedeuten für die Hochschu­
len einen erheblichen personellen 
und sächlichen Mehraufwand auf­
grund zahlreicher erweiterter Ver­
pflichtungen. In der einleitenden 
Begründung zum Referentenent­
wurf wird in Abschnitt 0 (Kosten) 
der den Hochschulen entstehende 
Mehraufwand jedoch nicht er­
wähnt. 

Die Erweiterung der Pfiichten 
des Verantwortlichen beruht 
auf der DSGVO bzw. der 
Anpassung des Landesge­
setzes an die europarechW­
che Datenschutzreform. Da 
somit die Ursache für den 
(eventuellen) personellen und 
sächlichen Mehraufwand 
europäischen Recht zu su­
chen ist und nicht im Landes­
recht, ist der Mehraufwand 

Gesetzesvorblatt 
zum Landesdatenschutzge­
setz zu berücksichtigen. 

von ihnen ermächtigten Behörden 
durchgeführten Datenschutz­
Folgenabschätzungen zur Verfü­
gung stellen, soweit die Information 
nicht die Sicherheit von IT­
Systemen gefährden würde. 
[ .. , ] 


